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An die Zeitungsleſer. 


Beim Ablauf des Aten Quartals bringen wir in Erinnerung, 
183 Sgr. als vierteljährliche Pränumeration zu zahlen haben, wofür 


daß hieſige Leſer für dieſe Zeitung 1 Kthlr. 74 Sgr., auswärtige aber 1 Kthlr. 
dieſe täglich erſcheinende Zeitung auf allen Königlichen Poſtämtern durch 


die ganze Monarchie zu haben iſt. — Die Pränumeration für ein Exemplar auf Schreibpapier beträgt 15 Sgr. für das Vierteljahr mehr, als der 
oben angeſetzte Preis. — Bei Beſtellungen, welche nach Anfang des laufenden Vierteljahres eingehen, iſt es nicht unſere Schuld, wenn die frühern 


Nummern nicht nachgeliefert werden können. — Poſen, den 24. December 1846. 


Ein Schreiben aus Köln in den Grenzboten macht auf die bei dem Scha⸗ 
tullenprozeß eigenthümlich hervortretende Stellung der Geſ chwornengerichte 
in folgender Weiſe aufmerkſam: „Die Feinde der Schwurgerichte in Preußen wer⸗ 
den nicht verfehlen, dieſen neueſten Fall unſerer Rheiniſchen Gerichtsbarkeit nach 
ihrer Weiſe auszubeuten. Denn in der That iſt der ſchlichte Menſchenverſtand 


wie ſch von ſelbſt verſteht, nicht um das Geld, ſondern nur um die Papiere zu 
thun geweſen, iſt auch die Schuld durch viele mildernde Umſtände zu erleichtern 
— eine Schuld, ein bedentendes Vergehen bleibt es immer und es würde mit der 
Sicherheit der Geſellſchaft ſchlecht ftehen, wenn man die Entwendung von Doku⸗ 
menten, und wäre es auch nur „zur Einſicht“, ganz gemüthlich hingehen ließe. 
Die ſechs Geſchwornen, die ihr Nichtſchuldig ausſprachen (die anderen ſechs erklär⸗ 
ten ihn für ſchuldig), wurden durch die mildernden Umſtände zu ihrer Nach⸗ 
ſicht beſtimmt. In der That zeigten die vorgeleſenen Briefe an die Gräfin, ſo 
wie die ganze Haltung Oppenheim's in Bezug auf dieſe Dame, daß hier nicht ein 
bloßer Leichtſinn, ſondern Devonement, eine Selbſtaufopferung vor⸗ 
herrſchend war. Der leidenſchaftliche Ton jener zerriſſenen halb zuſammengeflickten 
Briefe ließ noch heſtigere Seelenmotive errathen und ſomit war eigentlich der 
Spruch der Geſchworenen ein Proteſt gegen die Starrheit und Un vollkom- 
menheit des Geſetzes, welches alles in eine Kategorie ſteckt und die pſych o⸗ 
logiſchen Nuancen der Einzelfälle unberückſichtigt läßt. Dies iſt 
gerade ein Vorzug der Geſchwornengerichte, daß der abſolut wiſſenſchaftliche Ge⸗ 
danke, der unantaſtbare Wortlaut den Veririten nicht in gleiche Kategorie mit 
dem Böſewichte, die tadelnswürdige Einzelthat nicht mit einer organiſchen Ver⸗ 
derbtheit des ganzen Menſchen in eine Linie bringt. Daß der Ausſpruch biswei⸗ 
weilen zu mild ausfällt, iſt kein Unglück, da bei der Oeffentlichkeit des Verſah⸗ 
rens der moraliſche Makel, der trotz der Freiſprechung immer noch auf dem Ange⸗ 
Hagten haſten bleibt, gleichfalls als Strafe anzurechnen iſt, wie man bei gewiſſen 
Militairurtheilen die Todesangſt als Strafe in Rechnung bringt. Im vorliegen⸗ 
den Falle ift der Betheiligte durch die wenig beneidenswerthe Gelebrität, die er 
errungen; durch den Kummer, den er ſeinen Angehörigen bereitete; durch die 
Enthebung von ſeinem Amte und durch hundert andere unausſprechliche Nuancen 
genug geſtraft worden. Dennoch iſt die gänzliche Freiſprechung darum zu 
bedauern, weil fie den ärmeru Klaſſen ein vages Gefühl von Ungleichheit vor dem 
Geſetze einflößt, indem der Unbemittelte ſich ſagen muß: „Wäre ich es geweſen, 
der ich nicht nachweisen gekonnt hätte, daß es nicht dem Gelbe der Schatulle 
galt — der ich einem Kreiſe angehöre, bei dem man „„Ritterlichkeit““ als Motiv 
einer Entwendung nicht präſumiren zu dürſen glaubt, hätte ich Gevatter Schuſter 
und Handſchuhmacher Dokumente entwendet, welche meine Tochter um ihre Habe, 
meine Schweſter um ihr Erbtheil zu bringen drohten, — mich, den Dieb, der 
zweifelsohne nicht aus Devouement, aus Selbſtaufopferung geftohlen, hätten ſie 
ins Loch gesteckt.“ Dies ift die Urſache, weshalb wir dieſen Ausgang des Pro⸗ 
zeſſes nicht ganz wünſchten. Dem Dr. Oppenheim gönnen wir recht herzlich, daß 
er ſo davon gekommen iſt, er hat perſönlich genug Strafe erlitten; aber um der 
Idee des Rechtes willen hätten wir den Ausgang um einen Grad ſchärſer 
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gewünſcht. Glücklicherweiſe führt dies Uebel auch ſein Heilmittel gleich mit ſich 
und die Oeffentlichkeit der Verhandlung giebt ſogleich Aufſchluß über die Motive. 


Berlin. — Die neulich in dieſer Zeitung aus Königsberg gegebene Notiz, 
daß der Staats⸗Anwalt in Eheſachen gegen die von dem Dr. Falkſon in Eng⸗ 
land geſchloſſene Ehe die Nichtigkeitsklage eingelegt habe, hat in der hieſi⸗ 
gen Preſſe eine nähere Beleuchtung des Verhältniſſes der Ehe zwiſchen Juden und 


1 jen. Neben ſehr extremen und gänzlich intoleranten Anſichten, 
die darüber zu Tage gefördert ſind, ſcheint ſich die allgemeine Stimme im Volke 


mehr der humanen, oder der menſchlichen, Anſicht dieſer ſchwierigen Frage 
zuzuneigen. In alten Zeiten machte der Unterſchied des Stammes ein be⸗ 
deutendes Hinderniß für die Ehe aus, das indeſſen ſchon frühzeitig dadurch über⸗ 
wunden ward, daß befreundete Völker unter ſich das Recht des Connubiums, oder 
der gegenſeitigen ehelichen Verbindungen, aufrichteten. An die Stelle des Stamm- 
unterſchiedes ſetzte dann die neue Welt die Unterſchiede des Glaubens und 
des Bekenntniſſes, welche lange Zeit, und bis auf unſere Tage, neben den 
Berfchiedenheiten des Standes, als Ehehinderniſſe fortbeſtanden. Seit den 
Zeiten der Reformation ſind indeſſen beide Verſchiedenheiten, die des Standes 
und die des Glaubens, mit milderen und menſchlicheren Augen angeſehen; 
Töchter des Bürgerſtandes wurden Fürſtinnen und Gräfinnen, und umgekehrt. 
Eben ſo fanden ſich vielfach gemifchte Ehen ein, indeſſen blieben fie doch mehr auf 
die derſelben Religion Angehörigen beſchränkt, bis nun jetzt die Zeit auch dieſes 
Hinderniß überwinden zu wollen ſcheint, um den Menſchen auch hier in ſein 
urſprüngliches und angeborenes Recht einzuſetzen. Einzelne Stimmen werden die⸗ 
ſen Strom der Zeit ebenſowenig aufzuhalten vermögen, als einzelne adlige Vor⸗ 
urtheile über Meſalliancen das Recht der Ahnenprobe als etwas Bedeutſames feſt⸗ 
zuhalten vermocht haben. Wir machen daher auf jenen Punkt, als einen Ge⸗ 
genſtand wichtiger Verhandlungen auch auf unſerem bevorſtehenden Märkiſchen 
Provinzial-Landtage, beſonders aufmerkſam, da die Stadtverordneten, wie 
berichtet worden, auf Emancipation der Juden angetragen Haben, die 
Volksſtimme ſich alſo einer Gleichſtellung nicht mehr entgegenſetzt. i 
Breslau den 20. Dec. Bekanntlich hatte ſchon vor längerer Zeit ein Theil 
der hieſigen evangeliſchen Geiſtlichkeit gegen die von dem Generalſuperintendenten 
Hahn beliebte Ordinationsformel auf das Augsburger Bekenntniß und die fyite 
boliſchen Bücher Proteſt eingelegt, und das Conſiſtorium ſich dieſer Beſchwerde 
angeſchloſſen. Nichtsdeſtoweniger beharrt Hahn bei feiner Praxis und verurſach 
dadurch eine nicht geringe Aufregung unter den Schleſiſchen Gemeinden. Jetz 
any iſt der ſtädtiſche Konſiſtorialrath Fiſcher, welcher auch ſonſt ſchon in Hahn's 
Abweſenheit ordinirte, interimiſtiſch beauftragt worden, die Schleſiſchen Geiſtlichen 
zu ordiniren, bis dieſerhalb definitive Maßregeln getroffen ſein werden. — Un⸗ 
ſere Eiſenbahnen haben mit vielen Salamitäten zu kämpfen. Der Schnee liegt 
ſußhoch und noch ſchneit und ſtürmt es fort. 8 
Frankfurt a. M., Mitte December. Die neueſten Zeitereigniſſe, welche 
ſämmtlich einen charakteriſtiſchen Stempel der Gegenwart tragen und für die fpäte 
Nachwelt in der Geſchichte als ſehr bedeutungsvoll aufgezeichnet werden bürften 
üben auf das hieſige Leben auch einen ſehr nachtheiligen Einſluß aus. Alles ficht 
mit banger Erwartung auf die Dinge, die ſich daraus entwickeln fönnen. Von 


allen biefen Begebenheiten wirb bie merlantilifche Welt, deren Derhäftniffe der 
leiſeſte politiſche Lufthauch umzugeſtalten vermag, am Empfindlichſten berührt. 
Die unverhoffte Einverleibung Krakaus in die Oeſterreichiſche Monarchie, drängt 
in unſerer freien Stadt andere ſich häufende intereſſante Vorfälle noch immer in 
den Hintergrund. Daher iſt man hier jetzt ſehr geſpannt auf die Widerlegung, 
welche von Seiten Oeſterreichs, Preußens und Rußlands auf die in der Proteſta⸗ 
tion Frankreichs wider die erwähnten drei Mächte erhobenen Anſchuldigungen, in 
Betreff Krakaus, nächſtens erfolgen und, wie man vernimmt, auch ſämmtlichen 
Regierungen, denen Hrn. Guizot's Proteſt zugekommen iſt, auch überſandt werden 
ſoll. Aus guter Quelle wird uns in dieſer Beziehung noch mitgetheilt, daß von 
den oben genannten drei nordiſchen Mächten in ihrer diplomatiſchen Antwort be⸗ 
ſonders die argen Angriffe Frankreichs wegen der Sicherſtellung der noch beſtehenden 
freien Städte näher beleuchtet werden ſollen. Daraus dürfte auch hervorgehen, 
daß das Verhältniß der gedachten Schutzmächte zu der freien Stadt Krakau ein 
ganz anderes geweſen ſei, als ſolches zu den übrigen freien Städten noch iſt. Kra⸗ 
kau ſtand nämlich, als freie Stadt, immer unter beſonderer Aufſicht Oeſterreichs, 
Preußens und Rußlands, und hat niemals fremde Konſuln zugelaſſen, was bei 
den anderen freien Städten nicht der Fall iſt. 


Ansland. 
E 


Aus Württemberg ſchreibt die Ulmer Chronik, daß eine „ſehr hohe 
Dame“ ſich dem Vernehmen nach von einem der erſten Rechtsgelehrten Vorleſun⸗ 
gen über Württembergiſches Staatsrecht halten läßt. 

Mainz, den 15. Deebr. Folgende Proteſtation iſt von hieſigen Bür⸗ 
gern unterzeichnet worden: 

„Rheinheſſiſche Bürger haben ihren Deputirten die Wünſche ausgeſprochen, 
welche für die Erhaltung ihrer Geſetze und Inſtitutionen in ihnen leben. Dieſe 
Wünſche find entſtanden durch die feſte Ueberzeugung, daß die beſtehende Geſetz— 
gebung eben ſo gewiß eine Gewähr ihrer wichtigſten bürgerlichen und politiſchen 
Rechte giebt, als das dafür Gebotene der Freiheit und geiſtigen Entwickelung eines 
mündigen Volks nicht angemeſſen iſt. Anhänglichkeit eines Volkes an ſein Geſetz 
iſt eine ſo heilige Sache, daß nur Uebermuth fie verhöhnen kaun! Dies iſt geſche⸗ 
hen: man hat die achtbarſten Bürger des Landes, welche aus reiner Ueberzeugung 
füt eine Sache auftraten, in deren Fortbeſtand ſie ihr und ihrer Mitbürger Glück 
und Stütze erkennen, leichtſinniger Manifeſtationen geziehen, man hat von der 
Tribune erklärt, daß ſie geſinnungslos Adreſſen colportirt, oder colportirte unter⸗ 
zeichnet hätten! Die bobe Vortreiilichfeit der Inftiutionen, für welche die Unter- 
zeichneten Gut und Blut hinzugeben bereit find, iſt verkannt worden; ein Schritt 
zu ihret Vernichtung iſt geſchehen. Die Rheinländer haben unter dem beſtehenden 
Geſetze gelernt, dem Geſetze zu gehorchen; aber als Denkmal, das ſie ihrer ſeſten 
mänılichen Ueberzeugung in die Zukunft ſetzen, legen die unterzeichneten Bürger 
des Wahlbezirks Mainz hiermit gegen den Umſturz der wichtigſten Garantieen ihrer 
Volks- und Familienrechte eine feierliche ernſte Verwahrung ein! Die Anhäng⸗ 
lichkeit für dieſe Inſtitutionen wird in ihren und ihrer Kinder Herzen fortleben, 
und nie werden und konnen die ihnen aufgedrungenen Neuerungen in ihren Sitten, 


in ihrem Leben Wurzel faſſen. Im December 1846.“ 
Galizien. 


Das „Journal de Franefort“ enthält eine Corteſpondenz vom Rhein, den 

12. December, über die Einverleibung Krakau's, deren weſentlicher Inhalt 
folgender iſt: „Laſſen wir die Declamationen der Franzöſiſchen Journale bei Seite; 
dieſelben ſcheinen vergeſſen zu haben, daß Fraukreich die Wiener Verträge am emp⸗ 
findlichften verletzt hat, indem es ein Armeecorps in das alte Königreich der Nie⸗ 
derlande fandte, um der Belgiſchen Rev olution beizuſtehen und die Ci⸗ 
tadelle von Antwerpen zu belagern und zu nehmen. Halten wir uns an den Rechts⸗ 
punkt. Die Einverleibung Krakau's, weit entfernt, ein Staatsſtreich zu ſein, iſt 
durch den Urſprung der Republik Krakau und durch die Wiener Verträge gerecht⸗ 
fertigt. Den Urſprung betreffend, ſo iſt bekannt, daß er von dem zwiſchen Oeſter⸗ 
reich, Preußen und Rußland am 21. April (3. Mai) 1815 geſchloſſenen Ver⸗ 
trage datirt. Derſelbe erklärt ein beſtimmtes Territorium des alten Herzogthums 
Warſchau für einen unabhängigen und neutralen Freistaat. Dieſer Vertrag iſt 
fo klar, bekannt und unbeſtritten, daß es überfläffig fein würde, ihn wörtlich an- 
zuführen. Da der Freiſtaat Krakau, der durch dieſen Vertrag geſchaffen worden 
iſt, nicht an dem Abſchiuß deſſelben Theil nehmen konnte, ſo iſt es natürlich, daß 
die drei oben erwähnten Mächte die einzigen ſind, welche die Unabhängigkeit und 
Neutralität Krakau's unter ſich, und zwar allein unter ſich, ſtipulirt haben. 
Iſt diefer Vertrag ſpäter durch einen andern Beſchluß aufgehoben oder nur geän⸗ 
dert worden? Man führt den Art. 148 der Wiener Congreßakte an, um dieſe 

Frage zu bejahen. Unſerer Anſicht nach beſagt dieſer Artikel gerade das Gegentheil. 

Statt in demſelben ein einziges Wort zu finden, welches auf eine Aufhebung oder 

nut auf eine Abänderung des genannten Vertrages ſchließen laſſen konnte, lieſt 

man daſelbſt in ausdrücklichen Worten: „ Die Verträge, Uebereinkünfte, Regu⸗ 

lirungen und andere beſondere Akte, die dem gegenwärtigen Vertrage hinzuge⸗ 

fügt worden find und namentlich (hier folgen unter anderen die zwiſchen den 

drei Mächten ſtipulirten Verträge in Betreff Krakau's) werden als integrirende 

Theile der Anordnungen des Congreſſes angeſehen und ſollen allenthalben 

die elbe Kraft haben, als wären fie Wort für Wort in den allge⸗ 

meinen Vertrat eingeſchaltet worden.“ Was enthält dieſer Artikel, 
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wenn nicht eine Anerkennung und eine Garantie des Vertrags vom 24. April 
(3. Mai) abſeiten derjenigen Mächte, die nicht an dieſem Vertrage Theil genom⸗ 
men, aber die Wiener Congreßakte unterzeichnet haben? Würde man geſagt ha⸗ 
ben: der Vertrag vom 21. April (3. Mai) 1815 ſoll dieſelbe Kraft haben, als 
wäre er Wort für Wort in den allgemeinen Vertrag eingeſchaltet worden, wenn 
man dieſen zwiſchen drei Mächten abgeſchloſſenen Vertrag in dem Sinne hätte ab» 
ändern wollen, daß er als zwiſchen ſieben Mächten abgeſchloſſen angeſehen werden 
ſolle. Wir denken, daß der klare und wörtliche Inhalt des Art. 118 jede Dis⸗ 
euffion und authentiſche Interpretation überflüſſig acht, denn er erklärt den Ver⸗ 
trag vom 21. April (3. Mai) weder für aufgehoben, noch für verändert, ſon⸗ 
dern Wort für Wort in den allgemeinen Vertrag eingeſchaltet. 
Man führt auch den Anhang der Wiener Congreßakte an, um darzuthun, daß die 
Garanten des Vertrags vom 21. April (3. Mai) Contrahenten dieſes 
Vertrages ſeien, weil ſie die Wiener Schlußakte unterzeichnet haben. Hören wir 
dieſe Akte; fie jagt: „Die Mächte, welche zu Paris den Vertrag vom 30. März 
1814 abgeſchloſſen haben, ſind nach Art. 32 deſſelben in Gemeinſchaft mit ihren 
verbündeten Fürſten und Staaten zu Wien zuſammengetreten, um die Verfügun⸗ 
gen des genannten Vertrags zu vervollſtändigen und denſelben diejenigen Anord⸗ 
nungen hinzuzufügen, die durch den Zuſtand, in welchem Europa in Folge 
des letzten Krieges geblieben iſt, nothwendig geworden ſind; mit dem Wunſche ge⸗ 
genwärtig in eine gemeinſchaftliche Uebereinkunſt (Transaction) die verſchiedenen 
Ergebniſſe ihrer Verhandlungen zu vereinigen, um ſie mit ihren gegenſeitigen Ra⸗ 
tificationen zu verſehen. Sie haben deshalb ihre Bevollmächtigten beauftragt, 
die Verfügungen von einem größeren und bleibenden Intereſſe in eine all ge⸗ 
meine Urkunde zuſammenzufaſſen und mit derſelben, als integrirende 
Theile der Anordnungen des Congreſſes, die Verträge, Uebereinkünfte, Erklärun⸗ 
gen, Regulirungen, und andere beſondere Akte zu verbinden, die ſich in dem 
gegenwärtigen Vertrage angeführt finden.“ Demnach iſt der beſondere 
Vertrag vom 21. April (3. Mai) dadurch, daß er in der Wiener Congreßakte au: 
geführt worden iſt, weder aufgehoben noch verändert worden. Wenn nun Dies 
ſer beſondere Vertrag, als integrirender Theil, mit der Wiener Congreßakte 
verbunden worden iſt, ſo iſt es unmöglich, die Unterſchrift der vier anderen 
Mächte unter dieſem letzteren für eine Unterſchrift contrahirender Theile in Betreff 
der Unabhängigkeit Krakau's anzuſehen. Dazu kömmt, daß nirgendwo geſagt iſt, 
dieſe Mächte ſeien dem Vertrage vom 21. April (3. Mai) beigetreten. Da 
nun die Unterſchriſt der vier anderen Mächte unter der Wiener Congreßakte in Be⸗ 
treff Krakau's nicht als eine contrahirende Unterſchrift angeſehen werden kann, fo 
bleibt nichts anders übrig, denn fie als garantirende Unterſchrift anzuſehen. 
Somit beantwortet ſich die Frage: Warum haben die drei nordiſchen Mächte ihren 
Specialvertrag in den allgemeinen Vertrag einſchalten laſſen? von ſelbſt. Die 
Mächte, welche über die Zutunft des ehemaligen Greßherzogthume Warſchau, eine 
frühere Pertinenz ihrer Staaten, verfügt hatten, wollten, indem fie ihre Entſchlie⸗ 
ßungen in die Wiener Congreßakte einſchalten ließen, in Betreff derſelben eine 
Anerkennung und Garantie abſeiten der anderen Europäiſchen Mächte erlangen, 
um allen möglichen Anmaßungen und Colliſionen zuvorzukommen. Ein gleicher 
Grund hat das in Betreff der Deutſchen Bundesakte eingehaltene Verfahren ver- 
anlaßt. Auch dieſe ſoll, in Gemaͤßheit des Art. 148 der Wiener Congreßakte, 
als Wort für Wort in den allgemeinen Vertrag eingeſchaltet angeſehen werden. 
Hätte man dadurch erklären wollen, daß die Zukunft des Deutſchen Bundes, ftatt 
ausſchließlich dem Bunde anvertraut zu fein, auch von den anderen Europäiſchen 
Mächten abhängig fein ſollte, fo würde eine ſolche Erklärung für Deutſchlaud fehr 
erniedrigend geweſen ſein. Dieſes Land war ſicherlich 18 15 nicht in der Lage, 
ſich une eine Abhängigkeit gegenüber fremden Staaten und beſiegten Völkern auf⸗ 
zulegen.“ 

Frankreich. 

Paris den 16. Decbr. Heute tritt der Bey von Tunis feine Rückreiſt an; 
er hat 25,000 Fr. zur Vertheilung unter die Armen an den Seine⸗Präfekten ge⸗ 
ſandt. Der Türkiſche Botſchafter hat angeblich vor mehreren Tagen an Herrn 
Guizot in Betreff der offiziellen Art, wie der Bey von Tunis am Hofe der Tuile⸗ 
rieen empfangen worden, eine Proteſtation gerichtet und iſt ſeitdem nicht mehr in 
den Salons des Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten erſchienen. 

Das geſtrige Portefeuille enthält unter der Ueberſchrift: „Encore la protesta- 
tion“ noch einen Artikel, der offenbar aus dem geheimſten Kabinet der Tuilerien 
kommt, und als die Geſchichte der Proteſtation gegen die Einverleibung Kra⸗ 
kau's betrachtet werden kann. Sie werden daraus erſehen, daß Alles, was ich 
Ihnen über die kriegeriſchen Anwandlungen Guizot's ſagte, und von dem Wider⸗ 
ſtand, den er bei dem Könige fand, ſeine Richtigkeit hatte. Ich füge nur noch 
hinzu, daß die bekannte, von der „Preſſe“ mitgetheilte Stelle aus dem Eutwurf 
der Proteftation von Guizot abſichtlich dem Hrn. Girardin mitgethellt wurde. — 
Er ſah voraus, daß die Erklärung die Zuftimmung der Oppoffionsblätter finden 
würde, und hoffte ſich hieraus eine Waffe zu machen, um in der wenige Tage 
darauf ſtattfindenden Schlußkonferenz feine Anſicht mit größerem Nachdruck gegen 
die Partei des Königs vertheidigen zu können Aber Alles vergebens; er 
mußte dem höhern Willen und — man muß es in dieſem Falle geſtehen — 
einer höͤhern Weisheit weichen. — Diefe Proteſtation gegen die Einverleibung ift 
in würdigen, aber gemäßigten Ausdrücken abgefaßt. Die unvollſtändigen Mit⸗ 
theilungen, welche über die Natur diefes Aktenſtückes in das Publikum gekommen 
find, haben unſere erſten Benachrichtigungen beſtätigt; mit Vergnügen ſtellen wir 
dieſen Umſtand feſt; nicht aus findiſcher Rechthaberei, ſondern weil wir in dem 


1616 


Schritt des Kablnets ein neues Pfand jener Weisheit und Voraussicht erblicken, 
welche bei der Leitung unſerer Angelegenheiten walten. Die Preſſe, diesmal 
gut unterrichtet, hat ihre Leſer in Kenntniß geſetzt, daß Herr Guizot eine Depeſche 
an den Grafen Flahault nach Wien abgeſendet hat, und daß dieſe Depeſche dem 
Lord Normanby, dem Baron Arnim und dem Herrn von Kiſſeleff vorgeleſen wor⸗ 
den iſt. In ihrer gegenwärtigen Faſſung konnte fie ohne Auſtand den beiden 
Repräſentanten Preußens und Rußlands mitgetheilt werden, die ſich vielleicht nicht 
würden dazu verſtanden haben, die Proteſtation bis zu Ende anzuhören, wenn 
dieſelbe jene Drohungen enthalten hätte, von welchen mit fo beklagenswerther 
Uebereilung geſprochen worden it. Was die Betrachtungen anbelangt, welche 
der Schritt der drei Mächte Herrn Guizot an die Haud gegeben hat, ſo ſind ſie, 
eben ſo wie die in der Proteſtation vorkommenden Erörterungen über das thatſäch⸗ 
liche und das rechtliche Verhältniß, bis auf einige Punkte von untergeordneter 
Wichtigkeit, in der Preſſe jetzt übereinſtimmend mit unferen Nachrichten darge⸗ 
legt. Es ist alſo entſchieden und ausgemacht, daß Frankreich erklärt, es gedenke 
dem Geis der Verträge von 1845 treu zu bleiben. Man hatte höchſt unzuläſſige 
Vorausſetzungen gewagt; man war ſo weit gegangen, zu behaupten, die Prote⸗ 
ſtation enthalte die unſinnigſten Erklärungen. Es mag ſein, daß in der erſten 
Zeit heftige Worte gefallen find, leidenſchaftliche Aeußerungen, die niemals über 
den Raum eines Berathungs⸗Lokals hinausgehen ſollten; es iſt möglich, daß allzu 
lebhafte Ausdrücke wiedergeſagt, bittere Empfindungen aufgefaßt und unbedacht⸗ 
ſam verbreitet worden ſind. So würden ſich die unzeitigen und kompromittirenden 
Veröffentlichungen erklären, welche man zuerſt im Publikum für erwieſene Wahr⸗ 
heiten genommen hat, und die nur dazu beigetragen haben, Unruhe und Aufre⸗ 
gung in die Gemüther zu bringen. Auch das iſt noch möglich, daß der Entwurf 
zur Proteſtation in Aufwallung abgefaßt war. Doch bei Fragen ernſterer Natur 
geht eine große Regierung zu Rathe, ehe ſie handelt; ſie befragt ſich ſelbſt, ſie 
überlegt, wohl wiſſend, daß üble Laune oft eine treuloſe Rathgeberin iſt und die 
Politik ſich nicht mit den Ausbrüchen der Leidenſchaft verträgt; ſie wartet ab, bis 
die fieberhafte Aufregung ſich beruhigt hat, und tritt dann mäßigend und beſänf⸗ 
tigend ein, um den möglichen Gefahren des erſten Unwillens zu begegnen.“ 

Nach den letzten Berichten aus Algier hatte Bu Maſa verſucht, ſich durch 
den Oſchebel⸗Amur nach dem öſtlichen Gebiete zu begeben, war aber von dem neuen 
Aga Dſchellul⸗Ben⸗DPahia daran verhindert worden und zu den Uled⸗Nails gegan⸗ 
gen. Gegen Ende Auguſt wurden die Beamten des Telegraphen von Gonthas 
ermordet, und elf Araber mit vier Frauen deshalb angeklagt und vor ein Kriegs⸗ 
gericht geſtellt. Acht davon find zum Tode verurtheilt worden, und die vier 
Hauptſchuldigen erlitten am 5. December in Algier ihre Strafe; die der vier An⸗ 
deren iſt in lebenslängliche Zwangsarbelt umgewandett worden. 


Reſultat derſelben iſt der konſervativen Partei eben jo günſtig als das geſtrige und 
hat alle Hoffnungen der Oppoſition getäuſcht. 

Man glaubt, daß die Regierung die meiſten Karliſtiſchen Generale, welche 
fie aus Vorſicht in die Feſtungen des Staats hatte bringen laſſen, freigeben wird; 
wenigſtens iſt der General⸗Lieutenant Don Hoyo de Leon von der höhern Behörde 
feines gegebenen Ehrenwortes entbunden worden, das Hotel Dieu von Valencien⸗ 
nes nicht ohne Erlaubniß zu verlaſſen. 

Nach dem „Courrier frangais“ haben Privatbriefe aus Mexiko die Nachricht 
gebracht, daß Santa Anna zum lebenslänglichen Präſidenten erwählt worden ſei. 
Als die Nachricht Santa Anna überbracht worden ſei, habe er erklärt, daß er die 
Hauptſtabt nicht eher wiederſehen wolle, als bis er die Feinde der Republik bis auf 
den letzten Mann vertilgt haben werde, was jedenfalls etwas weit ausſehend iſt. 

Man will jetzt wiſſen, daß der Graf Molé es war, welcher bei dem Proteſt 
des Hin. Guizot zu Rathe gezogen wurde und ſich für die mildern Aenderungen 
in dem diplomatiſchen Aktenſtück erklärte, welche höheren Orts gebilligt wurden. 
Hr. Guizot ſtand dabei kurze Zeit wie Hr. Thiers im Jahre 1840, nahm jedoch 
die Aenderungen willig an, und befeſtigte ſich ſomit aufs Neue in ſeiner Stellung, 
die ſchwerlich auch die Kammerverhandlungen erſchüttern werden. 

Großbrittanuien und Irland. 

London den 14. Dec.“) Der Sun meldet, daß Befehl gegeben worden 
ſei, eine bedeutende Abtheilung Artillerie nach Irland zu ſchicken, um zur Aufs 
rechthaltung der immer mehr bedrohten Ruhe in jenem Lande verwendet zu werden. 

Einige Blätter verbreiten das Gerücht, daß die Miniſter die Abſicht haben, 
in der nächſten Parlaments⸗Seſſion die Aufhebung der Fenſterſteuer und die Ein⸗ 
führung einer Grundſteuer von 5 pCt. zu beantragen; die Einkommenſteuer würde 
unverändert bleiben. 

Nachrichten aus Hongkong ſprechen ſich ungünſtig über die dortige Handels, 
lage aus. Es iſt der Plan gemacht worden, einen Difſerenzialzoll für Thee, der 
von dieſem Hafen verſchifft wird, feſtzuſtellen, um fo dieſen Hafen zu begünſtigen 
und den Handel zu beleben. Die Schuld des Sinkens der dortigen Handelsthä⸗ 
tigkeit ſchiebt man auf Gouverneur Davis, der darin eine ſehr prohibitive Politik 
befolgte und dem Handel viele Schwierigkeiten in den Weg legte, worüber ſich der 
dortige Handelsſtand bereits beſchwerte, fo daß man glaubt, er werde bald von 
ſeiner Stelle entfernt werden. 


Ju übermorgen iſt ein Katinets⸗Rath ei a 
3 l 1 inberufen worden, und Lord John 
Bud wd zur Stadt mmer, um demſelben beizuwohnen. f 


An der Börfe geht das Gerücht j i iskont 
zu erhöhen SenSfihtige „daß die Bank von England ihren Disfonto 


) Die Zeitungen au 


iu Berlin angekenmen s London vom 15. und 10. d. find auch bis 22. noch nicht 


N Däne mat f. 

Kopenhagen, den 14. Deebr. Fädrelandet ſtellt über die Auflöſung 
der Schleswigſchen Stände⸗Verſammlung folgende Betrachtungen an: 

„Es iſt alſo das Verfahren der Regierung, ihre Erklärung des §. 50. der 
Stände⸗Verordnung, welche dieſe Kataſtrophe veranlaßt hat. Fragen wir nun 
nach dem wiſſenſchaftltchen Werth und Grund dieſer Erkärung, fo kann wohl kaum 
geleuguet werden, daß dieſelbe auf ſehr ſchwachen Füßen ſteht. Sie wird nämlich 
nicht blos durch die in großer Allgemeinheit gehaltenen Beſtimmungen der Verord⸗ 
nung über die Ordnung und die Förderung der Verhandlungen nicht nothwendig 
gemacht — man muß vielmehr dem Herzog von Auguſtenburg darin Recht geben, 
daß fie gegen die Worte des Geſetzes ſtreitet — ſondern fie ſtößt auch eine Praxis 
um, welche unbeſtritten und von allen Seiten ungeſtört ſich in fünf Seſſionen aller 
vier Stände⸗Verſammlungen hat befeſtigen können, und die noch heut am Tage 
in der Wiborger Stände-Verſammlung für die richtige gilt. Es geht ferner 
ganz klar aus dem vortrefflichen Vortrag, womit der Präſident Beſeler in der 
Verſammlung vom 13ten das Schreiben des Kommiſſars beantwortete, hervor, daß 
die Erklärung der Regierung den Ständen die Ausübung ihres geſetzmäßigen Peti⸗ 
tionsrechts ſtets im höchſten Grade ſchwierig, ja in den allermeiſten Fällen ganz 
unmöglich machen würde. 

Aber hierzu kommt nun noch, daß die Regierung ſich am Schluſſe der Ver⸗ 
ordnung vom 15. Mai 1834 verpflichtet hat, an dieſem Geſetze nichts zu ändern, 
alſo daſſelbe auch nicht authentiſch zu interpretiren, wenigſtens ſo nicht, daß da⸗ 
durch eine beſtehende Praxis umgeſtoßen wird, ohne das Bedenken der Stände 
darüber einzuziehen. Die Erklärung der Regierung ſcheint ſolchergeſtalt nicht blos 
der hermeneutiſchen Begründung und der praktiſchen Brauchbarkeit zu entbehren, 
ſondern fie ermangelt auch inſoweit der juriſtiſchen Berichtigung, als fie in Wider⸗ 
ſtreit iſt mit einer übernommenen Verpflichtung. 

Fragt man nun ferner nach den Motiven der Regierung zu einem ſo auffal⸗ 
lenden Schritte, ſo kann es für Uneingeweihte wohl unerreichbar ſein, dieſelben 
aufzufinden und zu beurtheilen, allein eins ſcheint ziemlich deutlich am Tage zu 
liegen, nämlich in der Haltung und dem Verfahren der Schleswigſchen Stände⸗ 
Verſammlung ſelbſt. Es läßt ſich für den außerhalb ſtehenden Beobachter kaum 
verkennen, daß die Stände⸗Verſammlung auch ihrerſeits über die Schranken des 
Geſetzes hinausgegangen iſt, ja daſſelbe geradezu bei Seite geſetzt hat, indem ſie 
es ſich offenbar hat angelegen fein laſſen, ihre drei Lieblings⸗Propoſitionen, die 
des Herzogs auf eine Verfaſſung, die Esmarch's auf die adminiſtrative Trennung 
und die Hanſen's auf Eintritt in den deutſchen Bund, verhandelt zu haben, und 
fie deshalb allen anderen, ſowohl Königlichen als Privat-Anträgen, vorzog und 
fo viel Zeit von der Seſſion auf dieſe und ein paar andere unbedeutende Königliche 


würfe , gleichſam Scheins halber, verwendete, daß mehrere und die 


allerwichtigſten Geſetz⸗Entwürfe in der der Verſam̃lung eingeräumten Sitzungszeit 


nicht mehr hätten verhandelt werden können.“) 

Fragt man nun aber — während wir es unausgemacht laſſen, ob die Regie⸗ 
rung noch andere oder beſſere Motive hatte — ob das angeführte hinreicht, ihr 
Verfahren zu begründen, ſo können wir dies, ſo ſehr wir auch wünſchten, der 
Schleswig⸗Holſteiniſchen Partei gegenüber mit der Regierung einig zu ſein, keines⸗ 
weges anerkennen. Nicht davon zu reden, daß eine Regierung, die für ihr Anſe⸗ 
hen beſorgt iſt, ſicher niemals ohne die äußerſte Noth ſich mit einem beſtehenden 
Geſetze in Widerſtreit ſetzt, jo gab es ja zwei weit einfachere Verfahrungs⸗ Arten, 
wie die Regierung über die Schwierigkeiten hinauskommen konnte, welche die 
Handlungsweiſe der Stände hinſichtlich der vorgelegten Gefeß-Entwürfe ihr berei⸗ 
tete. Die eine war die, daß die Regierung die Geſetze ergehen laſſen konnte, worüber 
das Bedenken der Stände, durch die eigene Schuld derſelben, nicht eingegangen 
war. Niemand hätte darin einen Bruch des §. 4. der Verordnung vom 28. Mai 
1831 finden können. Aber ein noch einfacheres Mittel wäre geweſen, die Siz⸗ 
zungszeit der Stände um einen Monat zu verlängern, denn es iſt ja nirgends 
vorgeſchrieben, daß dieſelbe nur zwei Monate dauern fol. Dies if eine Beſtim⸗ 
mung, welche die Regierung ſeit der Thronbeſteigung des Königs willkürlich getrof- 
fen hat, und wenn wir auch gern einräumen, daß es wünſchenswerth iſt, die 
ſtändiſchen Diäten nicht zu ſehr zu verlängern, weil es die Abgeordneten ermüdet 
und dem Lande Geld koſtet, ſo iſt doch durchaus keine Nothwendigkeit vorhanden, 
die Zeit auf zwei Monate zu beſchränken, wenigſteus müßte dieſe Beſtimmung 
höheren Aufgaben weichen; alſo auch dem vom Königlichen Kommiſſar angeführ⸗ 
ten Grunde für die unglückliche Erklärung nämlich, daß das Land der vorgelegten 
Geſetze in hohem Grade bedürfe. Wie nun das Hinausgehen der Stände über 
das Geſetz an und für ſich die Regierung nicht zu einem ähnlichen Schritte ſcheint 
berechtigen zu können, fo ſcheint eben fo wenig in den Umſtänden nicht die geringſte 
N für eine neue Beſtimmung des angegebenen Inhalts gelegen zu 

aben. 

Wir ahnen, daß manche von unſeren Landsleuten, die vom nationalen Stand⸗ 
punkte aus eben ſo inſtändig, wie wir bei den unglückſeligen Verwickelungen mit 
den Herzogthümern die Einigkeit mit der Regierung zu bewahren wünſchen, gegen 
die vorgetragenen Bemerkungen einwenden werden, daß die Regierung, nament⸗ 
lich bei der Annahme des Antrages auf Eintritt in den Deutſchen Bund, ihrer 
Verpflichtungen gegen die Schleswigſchen Stände überhoben ſei, und daß ſie auf 
eine glimpflichere Weiſe, als die der Auflöfung, es erreicht habe, jenen Anträgen, 


) Es iſt hiergegen zu erinnern, daß die Comite Verie te faſt aller grö 
Königlichen Geſetz⸗Eniwürſe bis zu der abb Sue e 10 eg. 
n m. d. K. C. 81. 
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und beſonders dem genannten, alle rechtliche Gültigkeit abzuſprechen. Aber wenn 
es das iſt, was die Regierung vor Augen gehabt hat, ſo muß dieſer Weg jeden⸗ 
falls als ein Umweg anerkannt werden, und es iſt deshalb zu unterſuchen, ob er 
nothwendig war, ob er ſicherer zum Ziele führte, als der gerade Weg. Für noth⸗ 
wendig können wir ihn nicht halten. Konnte auch die Regierung, beſonders nach⸗ 
dem fie ſelbſt in dem im vorigen Sommer herausgegebenen Kommiſſions⸗Bedenken 
nicht ganz vorſichtig zugegeben hatte, daß das Königsgeſetz in Schleswig nicht 
gelte, ſich nicht wohl weigern, einen Verfaſſungs⸗Antrag und den Antrag auf 
Trennung der Verwaltung entgegenzunehmen, ſo ſcheint ſie doch nach jedem gel⸗ 
tenden und gültigen Staatsrecht vollkommen berechtigt, im Namen der Staats- 
hoheit und des Staats Verhandlungen zu verbieten, die darauf gerichtet ſind, eine 
Provinz dem Reiche zu entziehen und, wenn das Verbot nicht reſpektirt worden 
wäre, dann augenblicklich die Verſammlung aufzulöſen. Ja, es iſt nach unſerer 
vollen Ueberzeugung höchſt bedenklich und ſchmerzlich, daß dies nicht geſchehen iſt. 
Um dieſen Antrag als ungeſetzlich zu ſtempeln, bedurfte es keines Umweges; eine 
andere Sache wäre es freilich, wenn es der Verfaſſungs-Antrag war, dem die 
Regierung am meiſten zu entgehen wünſchte. Aber auch in dieſem Fall kann man 
nicht zugeben, daß das gewählte Verfahren beſſer ſei, als das einfache und gerade, 
die Verſammluyng ſelbſt aufzulöſen, wenn fie eine Richtung einſchlug, welche die 
Regierung 0 er zu müſſen glaubte. Dadurch würde man allen Verhand⸗ 
lungen ein Ende gemacht haben. Und was hat man nun erreicht? Erſtlich hat 
man nicht den Antrag ſelbſt als ungeſetzlich ſtempeln können, ſondern die Art, wie 
er verhandelt iſt; was gewonnen iſt, iſt daher nur eine Friſt von höchſtens zwei 
Jahren, denn es iſt von Seiten der Regierung ja nichts im Wege, ähnliche Peti⸗ 
tionen anzunehmen, wenn dieſe nur nach den Bedenken über die Königl. Geſetz⸗ 
Entwürfe eingereicht werden. Zweitens, was bedeutet das, daß der Kommiſſar 
ſich weigert, eine Petition anzunehmen? Die Petition ſelbſt und ihre Eingabe iſt 
ja nicht viel mehr, als eine Formalität. Das Weſentliche iſt die ungeſtörte Ver⸗ 
handlung der Sache und ihre Annahme in der Verſammlung, die Aufnahme in 
die Protokolle, der Uebergangang in die Stände-Zeitung und daraus in die 
übrigen Zeitungen und der Eingang, den ſie ſo in die Gemüther findet. Durch 
dieſe Mittel iſt es und nicht durch die eingeſandten Petitionen, wodurch ſich eine 
öffentliche Meinung im Volke bildet, und ſo macht ſich der Einfluß auf die Be⸗ 
ſchlüſſe der Regierung geltend, ja, kann ſich zu einer entſchiedenen moraliſchen 
Macht ausbilden. Durch die Weigerung, die Petitionen anzunehmen, iſt alſo 
die Bedeutung der verhandelten Sachen weder für die Regierung, noch für das 
Volk weſentlich vermindert, geſchweige vernichtet. Es ſcheint alſo, daß man durch 
den Weg, den man eingeſchlagen hat, eher das Entgegengeſetzte erreicht hat, als 
was wan eigentlich Bente LET] 5 ih offenbar daß reine rag im 
Volke, welche ſchon im Voraus zu Gunſten der Vols⸗Inſtitution, der Stände 
Verſammlung, eingenommen war, in einem Konflikt, wie dieſer, wo das Recht 
und die Nothwendigkeit, worauf die Regierung ſich ſtützen kann, eher zweifelhaft 
als klar iſt, ſich für die Verſammlung erklären wird, und daß die Regierung da⸗ 
durch, wenn ſie auch in einzelnen Beziehungen etwas gewonnen haben mag, viel 
mehr verloren hat.“ 
Schweiz. 

Thurgau den 14. Der. In unſerm Kanton hat ſich auch ein kleiner Son⸗ 
derbund gebildet. Die katholiſche Bürgerſchaft von Biſchofszell ſucht nämlich als 
katholiſch⸗politiſche Gemeinde Anerkennung zu finden, ſo daß das Gelingen 
ihrer Tendenzen die Sonderung der paritätiſchen Ortsgemeinden in zwei konfeſ⸗ 
ſionelle politiſche Körper zur Folge haben müßte und wir uns zweifelsohne 
paritätiſcher, katholiſcher und evangeliſcher Ortsvorſtände zu erfreuen haben wür⸗ 
den. An der Spitze des katholiſchen Sonderbunds von Biſchofszell ſteht Herr 
Pfarrer Wigert. : 

Baſel Der Vorort hat vor kurzem an den Stand Baſel⸗Stadt, unter Be⸗ 
zugnahme auf deſſen frühere Benachrichtigung wegen der Truppen Bewegung an 
der Franzöſiſchen Gränze, das Anſuchen gerichtet, ihn auch ferner fortgeſetzt in 
Kenntniß zu erhalten von desfallſigen Wahrnehmungen. Die Nat. Ztg. meint, 
hierzu ſcheine indeſſen vorläufig kein Stoff vorhanden, da die Truppenhäufung in 
Huͤningen gar nicht außergewöhnlich , an anderen Gränz⸗Orten aber durchaus un⸗ 
bedeutend ſei; auch hätten ſich die Gerüchte, welche mit der Abſicht einer Wieder⸗ 
befeſtigung Hüningens mehr oder minder in Zuſammenhang zu bringen geweſen 
wären, bis jetzt als völlig ungegründet erwieſen. 

Baſel. Herr Profeſſor de Wette hat eine Eingabe an die Verfaſſungs-Kom⸗ 
miſſion geſandt, in der er das Geſuch ſtellt, Religions-Aenderungen und gemiſchte 


Chen mit Strafe zu belegen; es heißt darin unter Anderem: „Nur Flachheit und 


Indifferentismus, ſälſchlich Liberalismus genannt, könnte hierin Rückſchritt und 
Unduldſamkeit ſehen. Ein wahrer Fortſchritt unſerer Zeit beſteht vielmehr in der 
Wiedergeltendmachung des fonfeffionellen Bewußtſeins. Die höchite Tugend einer 
Bürgerſchaft und eines Volkes iſt Gemeingeiſt; dieſer kann aber nur recht ſtark 
ſein auf dem Grunde Eines Glaubens und Eines ſittlichen Geiſtes. Baſel durfte 
ſich bisher eines ſchönen Gemeingeiſtes rühmen, weil deſſen Bürgerſchaft durch 
das Band deſſelben Glaubens verbunden war. Als Diener des göttlichen Wortes 
und kraft meiner wohlbegründeten Ueberzeugung, lege ich Hochdenſelben die Pflicht 
aus Herz, dieſe köstliche Erbſchaft dem künſtigen Geſchlecht zu bewahren.“ 
Teſſin. (N 3. 3.) Der Generalvicar des nun verwaiſten Erzbisthums 
Mailand hat an die Gläubigen des Kantons Teſſin einen Hirtenbrief erlaſſen, 
durch welchen öffentliche Gebete angeordnet werden. Es find die Gefahren, die 
beſonders den katholiſchen Ständen bevorſtehen ſollen, welche als Grund die⸗ 


ſer Anordnung bezeichnet werden. In der Großrathsſitzung vom 11. d. M. in⸗ 
terpellirte Herr De Marchi den Staatsrath darüber, ob ein auſwiegleriſcher 
Hirtenbrief von der Mailändiſchen Curie an die Teſſiniſchen Pfarrämter verſandt, 
und ob die geeigneten Gegenmaßregeln getroffen worden ſeien. Darauf wurde 
erwidert, es habe der Staatsrath ein ſolches Rundſchreiben erhalten, das jedoch 
nichts enthalte, was beunruhigen könne. Den darauf folgenden Tag 
ſollte dieſes Schreiben im großen Rathe verleſen werden. 
Griechenland. 

Athen den 29. Nov. Der Prinz Luitpold von Baiern, der Bru⸗ 
der des Königs und deſſen muthmaßlicher Thronerbe, iſt endlich officiell zu einem 
Beſuch in Griechenland eingeladen worden und wird in einiger Zeit von Alexan⸗ 
drien aus zu uns kommen. Von neuem berichten übrigens Griechiſche und Fran⸗ 
zöſiſche Zeitungen von demſelben, daß er die Abſicht habe, des ihm eventuell zu⸗ 
fallenden Rechts ſich zu begeben, indem er nicht willens ſei, ſeinen Glauben zu 
ändern, und daß deshalb der König als feinen Nachfolger einen Prinzen aus dem 
Hauſe Oldenburg vorzuſchlagen wünſche. Indeß halten wir dieſe Nachricht für 
unzeitig und voreilig. Der König ſcheint nicht geneigt zu ſein, die Löſung dieſer 
ſchwierigen Frage zu beſchleunigen, und er wird alſo gewiß nicht die Initiative 
in dieſer Hinſicht ergreifen. Sollten aber die Schutzmächte es für nöthig halten, 
eine beſtimmte Maßregel hieruͤber zu treffen, ſo iſt es nicht unwahrſcheinlich, daß 
der König den obigen Vorſchlag machen werde. 

Die ſyſtematiſche Verfolgung der Griechen, wozu die Osmaniſche Regie⸗ 
rung ſich entſchloſſen zu haben ſcheint, dauert fort. Von allen Seiten erhalten 
wir hierüber traurige Nachrichten. Vor kurzem begab ſich der Hauptmann im 
Griechiſchen Heere, B. Sapuntſchakis, von der Inſel Candia gebürtig, mit Urs 
laub in Privatangelegenheiten nach feinem Vaterlande. Sobald der Statthalter 
von Candia, Muſtafa⸗Paſcha, ſeine Ankunft erfahren hatte, richtete er an den 
Griechiſchen Conſul Peroglu folgendes Schreiben: 

„Herr Sapunkſchakis iſt aus Griechenland nach Rethimnos gekommen und hat 
ſich von da nach Kanea begeben. Derſelbe gehört nicht zu Denen, die in Candia 
wohnen dürfen, und es iſt nicht in der Ordnung, daß er hierſelbſt bleibe. Er 
hat ſich deshalb nach ſeiner Heimath zurückzubegeben, und wir haben daher an Kerti⸗ 
Bey (den Sohn Muſtafa⸗Paſcha's und Gouverneur von Kanea) geſchrieben, has 
ben es jedoch für nöthig erachtet, dies auch Euch zu melden, und bitten Euch, 
Herr Konful, ſofort nach Empfang dieſes Schreibens ihn zu veranlaſſen, das 
Dampfſchiff oder ein anderes Schiff zu beſteigen und zu gehen woher er gekommen. 
In der Hoffnung, daß Ihr das Nöthige wegen der Rückkehr des gedachten Herrn 


Sapuntſchakis ins Werk ſetzen werdet, habe ich Euch dies geſchrieben. Sebal 
1262 (1. Ottober 1846.) (unterz) Muſtafa Paſcha, von 


Candia“ 

Nachdem der Griechiſche Konſul in ſeiner Antwort hierauf den Zweck, wes⸗ 
halb der in Rede ſtehende Griechiſche Hauptmann nuch Candia gekommen war, 
auseinandergeſetzt hatte, fügte er hinzu: „Da jedoch derſelbe mit eigenen Augen 
die Verfolgung der Griechiſchen Unterthanen wahrgenommen, in welche Ew. Exc. 
ohne allen Grund auch ihn verwickeln wollen, erkannte er zugleich ſofort die Un⸗ 
möglichkeit, irgend eine Angelegenheit vor Euern Gerichten in Ordnung zu brin⸗ 
gen, und deshalb hat er beſchloſſen, nach Griechenland zurückzukehren.“ Sollte 
die Osmaniſche Regierung auf ſolche Weiſe fortfahren, die Griechen ungerecht zu 
behandeln und Leidenſchaften anzufachen, die niederzuhalten und zu beſänftigen fie 
das größte Intereſſe hat, ſo ſind die Folgen davon einleuchtend, Europa aber 
möge die Schuld davon nicht dem Griechiſchen Volk aufbürden. 

Aegypten. 

Alexandrien den, 29. Nov. Se. Koͤnigl. Hoheit Prinz Luitpold von Bay⸗ 
ern hat Kahira am 18. Abends verlaſſen und ſeine Reiſe nach Ober⸗Aegypten auf 
einem Dampfboote, das der Vice-König zu deſſen Verfügung geſtellt hatte, ange⸗ 
treten. Man erwartet den hohen Reiſenden in den erſten Tagen des nächſten Mo⸗ 
nats in Kahira zurück, da derſelbe die Abſicht haben ſoll, mit dem am 9. nach 
Griechenland abgehenden Oeſterreichiſchen Lloyd ⸗ Dampfboot die Reiſe dahin zu 
machen. 

Vorgeſtern traf Se. Königl. Hoheit der Prinz Albrecht von Preußen hier ein 
und ſtieg im Hotel del Orient ab; er hat alle Ehrenbezeugungen von Seiten ber Re⸗ 
gierung abgelehnt. Geſtern machten ihm Said Paſcha und die Europaͤiſchen Kon⸗ 
ſuln ihre Aufwartung. Der Prinz wird morgen feine Reife nach Kahira und von 
da nach Ober⸗Aegypten antreten. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika. 

London, den 15. Decbr. Das Dampfſchiff „Great Weſtern“ hat Nach⸗ 
richten aus New-Mort vom 26. November überbracht, die ſich indeß, ab⸗ 
geſehen von den Handels- Berichten, nur auf einige Mittheilungen vom Kriegs⸗ 
ſchauplatze an der Merikaniſchen Grenze beſchränken. Das Amerikaniſche Geſchwa⸗ 
der, aus 7 Fahrzeugen beſtehend, hatte einige Vortheile gewonnen und die Stadt 
Tabasko bombardirt, war aber nach Zerftörung derſelben wieder auf feinen frühe⸗ 
ren Standpunkt bei Anton Lizardo zurückgekehtt. Es verließ dieſen Hafen am 
16. Ottober, langte bei Frontera am 23ſten an, nahm hier zwei Merikaniſche 
Dampfſchiſfe und mehrere kleine Schoner weg und ging am 24ſten und 25ſten 
stromaufwärts bis Tabasko vor. Der Gouverneur mit der Beſatzung wollte die 
Stadt nicht übergeben; die Einwohner baten indeß um Schonung, und als nach 


(Beilage.) 
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zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 24. December 1846. 


zweitägigem Parlamentiren die Beſatzung auf einige gelandete Truppen einen An⸗ 
griff machte, begann am 26. Oktober ein ernſtliches Bombardement, das die 
Stadt nach drei Viertelſtunden zum großen Theil zerſtörte. Die Häuſer der frem- 
den Konfuln und die Hospitäler wurden verſchont. Neun Fahrzeuge, darunter 
eine Brigg, drei Schooner und eine Sloop, wurden nebſt vielen kleineren Böten 
weggenommen. Dagegen ging auch eine Amerikaniſche Brigg bei Alvarado ver— 
loren. — Auf der Landſeite iſt in der Stellung der beiden kriegführenden Parteien 
noch keine Aenderung eingetreten. Santana ſtand noch in Sau Luis Potoſi, und 
Ampudia, der bekanntlich Monterey geräumt hat, war am 21. Okt. mit 6000 
Mann zu ihm geſtoßen. Wenn die Garniſonen von Tampiko und Saltillo ſich 
gleichfalls mit ihm vereinigt haben werden, ſollen die Feindſeligkeiten gegen Ges 
neral Taylor ihren Anfang nehmen. Dieſer befand ſich mit einer nicht über 5000 
Mann ſtarken Streitmacht noch in Monterey, während auf der ganzen Verbin— 
dungslinie von der Mündung des Rio Grande bis Monterey 13,000 Mann 
ſtanden. Die nothwendige Beſetzung der bis jetzt eroberten Städte erfordert nun 
aber allein ſchon 5000 Mann und General Taylor erklärt ſelbſt, Monterey nicht 
verlaſſen zu können, wenn er nicht wenigſtens 15,000 Mann disponibel habe. 
Aus den letzten Depeſchen geht hervor, daß man zunächſt auf Linares, in der 
Richtung nach Tampiko zu, losgehen und dort einen ſchweren Kampf zu beſtehen 
haben werde. Eine Abtheilung des Amerikaniſchen Heeres unter General Wool, 
die noch ſechs Tagemaͤrſche von Monelovta und 125 Miles von Monterey ſtand, 
und noch auf 14 Tage Proviant hatte, rückte in Eilmärſchen herbei, um mit Ge— 
neral Taylor in Monterey ſich zu verbinden. Aus Allem geht hervor, daß die 
Amerikaniſche Armee mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen hat, und daß die 
ganze Expedition ſehr leicht wegen Mangels an Lebensmitteln fehlſchlagen kann. 


Vermiſehte Nachrichten. 

Breslau. Unſere Stadt hatte im Jahre 1403: 21,863, i. J. 1555: 
35,000, i. J. 1812: 59,164 Einwohner, und zählt gegenwärtig gegen 115,000 
Seelen. Die hieſige Univerſität hat 738 immatrikulirte Studenten, darunter 13 
Ausländer. Die katholiſch-theologiſche Fakultät zählt 191 Studirende, ſämmtlich 
Juländer: die evangeliſch-theologiſche 74, darunter 2 Ausländer. 

Deutſchland iſt gegenwärtig nach Quantität und Qualität das wichtig⸗ 
ſte Wollproduktionsland der Erde. Vorzüglich der Zollverein iſt 
der Sitz dieſes hochgebildeten Wirthſchaftszweiges: es zählt (21,961,554) in runs 
der Summe 22 Millionen Schafe. Nehmen wir an, daß zehn Schafe 22 Pfd. 
Wolle geben, ſo erzeugt dieſer Schafſtand jährlich 483 Mill. Pfd. Wolle, oder 
bei einer Bevölkerung von 273 Mill. Menſchen für jeden Kopf 14 Pfd. Wolle. 
Au IV 
Wollbändler und Tuchfabrikanten: ja dieſe find es ſogar häufig, welche den erſten 
Impuls zur Wendung der Preisfluktuation geben, indem ſie mit mehr Kühnheit 
ihren Gang einzuſchlagen und feſtzuhalten pflegen. Der Oeſterreichiſche 
Kaiſerſtagat iſt mit etwa 700,000 Ctr. jährlich der größte Wollprodu— 
cent Europa's. Etwa ; dieſes Erzeugniſſes fällt auf Ungarn, Siebenbürgen 
und die Militairgrenze, nächſt dieſen erzeugen Böhmen, Galizien und Mähren 
die meiſte Wolle. Der Beſchaffenbeit nach ſind dagegen Mähren und Schleſien, 
dann Böhmen und Galizien und dann erſt Ungarn und Oeſterreich zu nennen. 
Die Ausfuhr der Deutſchen Wolle geht hauptſächlich über die nördlichen Häfen, 
beſonders Hamburg, weniger über Trieſt. Die Vortheile, welche die Veredelung 
der Schafheerden gebracht haben, find nicht zu verkennen. Die vorzüglichen Ei⸗ 
genſchaften der Deutſchen Wollen führen herbei, daß ſie in allen Mauufakturlän⸗ 
dern geſchätzt und geſucht, daß ſie als die beſten der Welt anerkannt ſind. 
Keine andere Wolle iſt fo ſanft, fo ſeidenartig und eignet ſich zu einem fo manig— 
fachen Verbrauch wie die Deutſche (Aus Dr. v. Viebahn's Schrift: Ueber 
Leinen- und Wollmanufakturen. Berlin 1846.) 


der Armen findet viel Anklang, jo daß die Subſeriptionsliſte ſchon eine bedeutende 
Anzahl Mitglieder zählt. Nach einer Berechnung ſoll wöchentlich eine Summe 
von 150 bis 160 Fl. erzielt werden. 

(Scherz oder Ernſt?) In No. 337 Schwäb. Merkurs findet ſich unter 
den Inſeraten folgende Todesanzeige: „Mergentheim und Stuttgart den 75 
December 1846. Unſere lichtfreundliche, fo chriſtthätige und in allen Prüfen 
ſeelenſtark gerungene und zärtlich ſorgende und gerad wachende Schweſter, Maria 
Eva Schreiner die Mutterpflege, bat am 5. d., Abends 82 Uhr, als dem vierten 
Tag nach ihrem 63ſten Geburtstage und deſſen Feier der heiligen Kommunion, 
ihre Wehenhülle abgeſtreift, nach ſchwerem Stillkampf engelgleichlich ſanft in Ver⸗ 
klärung eingeſcklummert in Folge von Leberverhärtung und beigeſellter Herzwaſſer⸗ 
ſucht. Den theuren Verwandten und lieben Freunden, die liebdreigeweihte Schwer 
ſter ſie in lautſch la gendem Herzen heiliger Erinnerung ſehnſüchtig getragen zu 
Gott, in Freiheit gegen gewaltige Fahren von Kämpfen mit der Verdunkelung, 
ſendet fie, die Verklärte, ihr Herzbild heiler, Gott getrauter Seele — „laſſet 
mir die Ruhe“ — in ihre gleichfüblenden Herzen zu Angedenken, wie zu ſtiller 
Theilnahme an unſerem gerechten Schmerze zu. Drei Jahre vor dieſer ihrer Welt- 
wanderung ward ihr feierliches Leben, geiſtfrei und übereiniglich ſeelenwach und 
fo noch arbeitſam in ihrer Glutweihe, durch die Wiſſenſchaft und Kunſt der Ho— 
möopatbie von Seite des Herrn Dr. Kammerer zu Ulm, und oft zu des längeren 
Beſitzes neuen Hoffnungen für uns gefriſtet. Doch unſer Lieben, Glauben, Hof⸗ 
fen war nur die empfangene Stärkung, bei letzter Trennung mit ihr fortzuleben, 
in Ruhe mit ihr uns über neidiſche Erdwellen und deren manchfaltiges Toſen ſte— 
tig neu zu erheben. — Der Bruder, mit ſeiner Schweſter Babette: Hauptmann 
in dem Königl. Ebren-Invaliden-Corps Jobann Baptiſt v. Schreiner.“ 

(Bresl. Z.) In einem Schleſiſchen Dorfe lebt ein Bauer, ſehr bekannt als 
Wilddieb, aber ſchlauer als alle Jäger, die ihm vergeblich ſeit Jahr und Tag 
auflauerten. Kürzlich kommt an einem Morgen ein Nachbar und ſagt: Gevatter, 
hinterm Dorfe im Brunnen plätſchert ein Fuchs, weiß der liebe Himmel, wie er 
nein gefall'n it. Das Waſſer geht ihm kaum bis zum Halſe. Halbpart, wenn 
ihr ihn mit eurer Flinte todt macht. Der Bauer nimmt die Flinte, ſetzt einen 
tüchtigen Schuß auf und geht hinaus. Richtig, der Fuchs thut, was er kann, 
um ſich aus dem Brunnen zu helfen. Der Vauer legt an — halt, ſchade um 
den Schuß, ſchade um den Lärm. Ich will ihn unter's Waſſer ducken. Da 
bleibt mir der Pelz unverſehrt. Haſtig, wie er iſt, nimmt er die Flinte und ſtößt 
mit dem Kolben nach dem Fuchſe, ihn zu erſäufen. Der Fuchs packt den Kolben, 
arbeitet, was er vermag, erwiſcht den Drücker, der Schuß knallt und geht dem 
Wildner durch die Bruſt, daß er niederſtürzt und ſein armes Leben aushaucht. 
Töpfer's neues Stück „Bürger und Dame“, deſſen bevorſte— 
bende Aufführung bereits in den Zeitungen angezeigt war, iſt von der K. Theaters 
Intendanz auf unbeſtimmte Zeit zurückgelegt worden, indem daſſelbe Tendenzen 
enthält, die gerade jetzt, bei deſſen Aufführung, Veranlaſſung zu mißliebigen 
Aeußerungen geben könnten. 


Handels-Bericht aus Stettin vom 19. December. 

Roggen in loco zu 613 Rthlr. bei 84 Pfd. per Scheffel und zu 62 Kthlr. 
bei 85 Pfd. per Scheffel für Kleinigkeiten gemacht; per Frühjahr in Schlußſchei⸗ 
nen 59 Rthlr. bezahlt, blieb zu dieſem Preiſe mit großer und zu 60 Rıblr. mit 
kleiner Differenz Briefe, erſte Abſtellung 60 Rihlr. bezahlt, augenblicklich aber 
fehlend. 

Landmarkt vom 19. December: 


Weizen. Roggen. Gerſte. Hafer. Erbſen. 
Zufuhren .. 24 12 8 9 J Winſp. 
Preiſe 64 a 66 60 3 63 40 à 42 28 à 30 60 à 62 Relr. 


Spiritus aus erſter Hand zur Stelle 132 9. Aus zweiter Hand ohne Fäſſer 
131 3 Bf, 135 5 zu machen; per Frühjahr 123 9 Geld. 
Rüböl heute etwas matter, in loco zu 10, Rthlr. käuflich, per Januar 


Karlsruhe. 


Der hier neu gegründete Kreuzerverein zur Unterſtützung 


10 Rthlr. bez., auf andere Termine ſeit geſtern ohne Umgang. 


— ͤ — . . — — 


Stadttheater in Poſen. 

Freitag den 25. December zum Erſtenmale: Ma⸗ 
dame Lafarge, oder: Die Gebieterin von 
St Tropez; Schauſpiel in 5 Akten nach Anicel 
und Dennery von P. L. (Manuſcr.) 

Sonnabend den 26. December zum Erſtenmale: 
Die Dorfmuſikanten; komiſches Bild. Hier 
auf: Wohnungen zu vermiethen; Luſtſpiel in 
5 Akten von Angely- Dann: Vöhmiſche Na- 
tional⸗Polka und Pas de Quatre, getanzt 
von Clara und Marie Geſſau, Dem. Droſte 
und Dem. Menge. Ferner: Solo, getanzt von 
Marie Geſſau. Zum Schluß zum Erſtenmale: 
Wer ißt mit? Vaudeville in 1 Akt von W. 
Friedrich. 

. U ͤ ERRL 1-2 
Nothwendiger Verkauf. 
Ober⸗Landesgerſcht zu Poſen. 

1. Abtheilung. 

Das im Großherzogthum Poſen im Krotoſchiner 
Kreiſe belegene, dem Grafen Joſeph Sokolnicki 
gehörige adelige Rittergut Wzi ach o wo, nebſt 
dem dazu gehörigen Dorfe Malgowo, gerichtlich 
abgeſchätzt auf zuſammen 130,227 Rthlr. 3 Sgr. 2 
Pf., mit Einſchluß der dazu gehörigen Forſten, im 


Tarwerthe von 8974 Rihlr. 10 Sgr. 5 Pf., zufolge 
der nebſt Hypotbekenſchein und Bedingungen in der 
Regiſtratur einzuſehenden Taxe, foll 
am 29ſten März 1847 Vormittags 
10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle fubbaftirt werden. 
Die dem Aufenthalte nach unbekannten Gläubi⸗ 
er: 
i 1) Adam v. Morawski, 
2) Caſimir Stefanski, 
3) Cöleſtina Anna, Caſimir, Anna Lu⸗ 
dovica, Geſchwiſter Sokolnicki, 
4) Anton v Moſzezenski, 
5) die Joſeph Schmidtſche Vormundſchaft, 
6) Frau v. Gorska, geb. v. Malachowska, 
7) die verwittwete Johanna v. Malachow⸗ 
ska, geb. v. Sokolnicka, 
8) die Michael und Antonina Talaſzyn⸗ 
skiſchen Eheleute, 
9) die Erben des Valentin v. Modlibowski, 
10) die verwittwete Thecla v. Radoſzewska, 
geb. Szynalska, und die Victoria Leo— 
cadia, Marianna Theophila, Johan- 
na Helene Sidonie, Marianna Jo- 


hanne, Anton, Geſchwiſter Ra doſzew⸗ 


ski, 


11) die Wittwe Nepomucena Gronska, geb. 
Baechner, 
12) die Theodore Julianne geb. Gronska, 
verehelichte Bürgermeiſter Loechlin, 
3) die Francisca geb. Gronska verehelichte 
Koch Bobowska, a 
werden hierzu öffentlich vorgeladen. 
Poſen, den 10. Auguſt 1846. 


Bekanntmachung 
Dienſtag den 29ſſen December c. Vormit⸗ 
tags um 10 Uhr ſollen auf dem hieſigen Haupt⸗ 
Steueramte verſchiedene Gegenſtände, als Fenſter⸗ 
laden, Fenſter-Rahmen, zwei Fenſter mit Scheiben, 
Waageſchaalen mit Strängen, zwei eiſerne Waage⸗ 
balken, eine eiferne Thür, mehrere Thüren, Bret⸗ 
ter, Bohlen, Balken und dergl. gegen gleich baare 
ahlung an den Meiſtbietenden verkauft werden, 
wozu wir Kaufluſtige hierdurch einladen. 
Poſen, den 19. December 1846. 
N Königl. Haupt-Steuer-Amt. 


Ein der Polniſchen Sprache kundiger Pharmaceut 
ſucht zu Neujahr ein Engagement. Nähere Auskunft 
ah Apotheker Fiedler die Güte haben zu 
ertheilen. 
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Preußiſche Renten-Verſicherungs-Anſtalt. 


Bekanntmachung. 

Die unterzeichnete Direktion bringt hiermit zur öffentlichen Kenntniß, daß in den Monaten Ja⸗ 
nuar und Februar 1847 die Zahlung der für das Jahr 1846 fälligen Renten von den vollſtändigen Ein⸗ 
lagen der Jahresgeſellſchaften 1839 bis einſchließlich 18415, ſowohl hier bei der Hauptkaſſe (Mohrenſtraße 
ee als bei den ſämmtlichen Agenturen, nach Beſtimmung des §. 26. der Statuten, ſtattfinden 

ird. 

Die fälligen Renten-Coupons find mit dem im $. 27. der Statuten vorgeſchriebenen Lebensatteſte 
zu verſehen, und wird in letzterer Beziehung noch bemerkt, daß, wer mehrere Coupons für eine Perſon 
zu gleicher Zeit abhebt, auch nur ein Lebensatteſt beizubringen nöthig hat, und daß dergleichen Atteſte 
von jeder Amtsperſon, die ein öffentliches Siegel führt — unter Beidrückung deſſelben und dem Vermerk 
des Amts⸗Charakters — ausgeſtellt werden kann. 


Die Renten betragen: 


von der in Klaſſe 
Jahres-Geſellſchaft I. II. | III. IV. | V VI. 
Sur On pit Min afp, gi, Hie Nr pf| Hl er gf Hb] Hr y.] Ather pls 
1839 3 1141 6 3 1211 61 1 6—[ 1 7 61 5 f— 6 6 12.— 
1840 0 % % 4 6| »— 
. 3 760 31860 32806 4 9 — 4196 5276 
1842 [35 — 313 — 32260 4 2— 412 — 5 81 6 
1843. 3 36 310 6 319 4 — 417 513 
E u e eee 
1845 . eee es All 1-1 


In Betreff der früher ſchon fällig geweſenen, aber noch nicht abgehobenen Renten, wird der S. 
28. der Statuten in Erinnerung gebracht, nach welchen jede baar zu erhebende Rente verjährt, wenn 
ſolche nicht binnen vier Jahren nach der Fälligkeit, in Empfang genommen worden iſt. 

Berlin, den 12. December 1846. 


Direktion der Preußiſchen Renten-Verſicherungs-Anſtalt. 
Bekanntmachung. +OGE0E@O2000900e0000000c00a00: 
Shawls, ächt Ostind. Taschent., 
coul, Halstücher, Sammet-Westen 
schw. dto. * Caschimir- dito 


Es werden 
a) bei der Freiſcholtiſei in dem Dorfe Siedli⸗ 
köw, Kreiſes Schildberg, eine Holz- und Wei⸗ 
deabfindung; 


b) in dem Dorfe Klein-Kapuscisko, Kreis Cravatten, Ball- dito 
ſes Bromberg, eine Regulirung der gutsherrli⸗ dto. für Militair, $ Hüte, 
chen und bäuerlichen Verhältniſſe; Handschuhe, Mützen, 

c) in dem Dorfe Sad ke, Kreiſes Wirſitz, eine Beinkleiderzeuge, Wüsche, 


Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältniſſe und eine Gemeinbeitstheilungsz 
d) bei dem Dorfe Sadke und dem Gute Lu⸗ 


baſch, Kreiſes Wirſitz, eine Abfindung der 
Hütungsrechte des genannten Guts auf den 
Sadker Netzbruchs-Wieſen; und 
e) in der Stadt Opalenica, Kreiſes Buk, eine 
Separation und Ablöſung 
in unſerm Reſſort bearbeitet. 

Alle etwanige unbekannte Intereſſenten dieſer 
Angelegenheiten werden hierdurch aufgefordert, ſich 
in dem auf 

den 25ſten Februar 1847 Vormittags 

11 uhr 


empfing neuerdings und empfiehlt im neuesten 
Geschmack in reicher Auswahl zu den mög- 


lichst billigsten Preisen 


S. Lipschütz, 


Breslauerstr. No. 2., 
im Hause des Herrn Kaufm. Brieske. 


60 2 Aechte frifche, Hol: 
. ländiſche Heringe, 
Jauerſche Bratwurſt, friſche Kapern, Ci⸗ 
tronat und Orangeat, Engliſchen Senf in Glä⸗ 
fern, Lamberts- und Welſche Nüſſe, fo wie verſchie⸗ 
dene Delicateß-Artikel erhielt 8 
Joh Ig. Meyer, Markt No. 86. 


SSO SS SSS SS SSS SS SSS. 


S 


hierſelbſt in unſerem Partheienzimmer anberaumten 
Termin bei dem Herrn Ober-Landesgerichts-Aſſeſſor 
von Hippel zur Wahrnehmung ihrer Gerechtſame 
zu melden, widrigenfalls ſie dieſe Auseinanderſetzun⸗ 
gen, ſelbſt im Falle der Verletzung, wider ſich gelten 
laſſen müſſen und mit keinen Einwendungen dagegen 


Freitag den 25ſten December 1846 


Eine möblirte Stube nebſt Kabinet auf die Straße 
im erſten Stock, iſt zum Iſten Januar 1847 zu ver⸗ 
miethen Vreslauerſtraße No. 35. 


e ee 


* Aechte rolhe Bordeaux ⸗, Kranz: 3 
a und Rheinweine, ädte Cham⸗ 
pagner, Dry⸗Madeira⸗ und 
Portweine hat wiederum vorräthig, 
und verkauſt zu Auktionspreiſen 
288 Mendel Cohn, 55 
8 EN No. 26. a 
r 5 
+ 
Brillant» Kerzen, 
A 10} Sgr. pro Pack, offerirt 
Heiman Peiſer, 
St. Martin Nr. 69. 


I örse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und Geld - Cours - Zettel 


Zins-[Preus. Cour 


Fuss. |Brief. Geld. 


Den 21. December 1846. 


Staats-Schuldscheine ...... 34 934 — 
Präm.-Scheine d. Seehdl. à 50 T. — | 914 | — 
Kurm. u. Neum. Schuldverschr. 3 904 | 90 
Berliner Stadt- Obligationen . 3 — 921 
Westpreussische Pfandbriefe . . 3 | 9 — 
Grossherz. Posensche Pfandbr. 4 — 1014 
dito diio dito 33 92 917 
Ostpreussische dito — 944 
Pommersche dito 2 934927 
Kur- u. Neumärkische dito | 34 | 94% | 938 
Schlesische dito 34 — |% 
dito v. Staat. g. Lt. . r 
Friedriehs door — 13 ½¼ 137% 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr. — | 143 | 1214 
Bisconto‘ . car ur . — 4 5 
Actien. 
Berlin-Potsd,-Magdeb, ..... 4 883 | 874 
die, Oblig. Lit, 4 4 913 u 
r 5 1004993 
Magd. Leipz. Eisenbahn — — er 
dto. dto. Prior. Oblig. .. 4 — = 
Berl. Anh. Eisenbahn ...... — 113 112 
dto, dto. Prior. Ob lig. 4 — — 
Düss. Elb. Eisenbahnnn — 107 — 
dito. dto. Prior. Ob lig. 4 — a 
Rhein. Eisenbahn .. ..... — 85 84 
dto, dto. Prior. Oblig. 4 — a 
dto. vom Staat garant 31 — ben 
Ob.,- Schles. Eisenbahn Lt. A. 4 1043 |1034 
do. do. Prior.-Obl. .,. - 4 — — 
do, do. Li. ä — ** — — — 
Bri.-Stet. E. Lt. A und B. — 1103 1093 
Magdeb-- Halberstädter Eisenb, 4 — [106% 
Bresl.-Schweid.-Freibg.-Eisenb. 4 — 2 
dito. dito, Prior, Oblig .. 4 — . 
Bonn Kölner Eisenbann 5 a = 
Niedersch. Mk, ve. 4 — 903 
do Priorität 4 931 — 
da. Priorität 5 |1004 | 993 
Niederschlesisch-Mrk. Zweb. . 4 — 651 
do. Priorität 41 8914 — 
Wim. d, „ 4 78 — 
Berlin- Hamburger 4 — 98 


In der Woche vom 18ten bis 22ſten 


weiter gehört werden können. Namen wird die Predigt halten: December 1846 ſind: 
Poſen, den 13. December 1846. der .. ö ea 1 
Königl. Preußiſche General-Kommiſſion 4 i r 2 na Ban geboren: | geſtorben: getraut: 
für das Großherzogthum Poſen. 0 Re 96. Nachmittags. Knaben.] Mädch.] Geschl.] Geicht. Page: 
Bekanntmachung Evangel. Kreuzkirche... [Hr. Superint. Fiſcher or. Pred. Friedrich 2 2 8 3 
Im Auftrage des Königl. Provinzial⸗Steuer⸗Di⸗ * 85 ee . EA . Pers Frierie 
in Die zu Ne das unterzeichnete Hauptamt Evangel. Petri-Kirche .. ⸗Conſ.-N. Dr. er = 3 114 — 1 5 
in deſſen Amtsgelaſſe (Abendmahl.) 
am liten Januar 1847 Vormittags 10 Uhr den 26. Dee. Derſelbe 
f ® ; felbe 
die Chauſſeegeld⸗Erhebung zu Natel an den Meiſt⸗ den 27. Dec. 4 er, . eng — 4 5 
bietenden, mit Vorbehalt des höheren Zuſchlags, ee >‘ LEE: Same; 2 
vom Iſten April 1847 ab, zur Pacht ausſtellen. den 27. Dec. „Div. Pred. Nieſe 
Nur dispoſitionsfähige Perſonen, welche im Lici⸗ Domkirche Dom- Vie Koſzutski — — en 3 5 2 
tations⸗Termine mindeſtens 100 Rthlr. baar oder in den — —.— Lem. Diatfowsti . 
annehmbaren Staatspapieren zur Sicherheit nieder⸗ pfarrkieche 3 5 3 Eee 1 ene 2 
gelegt haben, werden zum Bieten zugelaſſen. Die en 26. Dee. ] Dekan Zeyland 7r 
Pachtbedingungen können bei uns von heute ab wäh⸗ den 27. Dec. = Manf. Amman 
rend der Dienſtſtunden eingeſehen 18 St. e 1 wor De BEN 3 4 2 — — 
Bromberg, den 25. November . en 26. Dec. » Manf. Prokop 5 
zu i 8 3 den 27. Dec. Derſelbe -Probſt Urbanowie 
Königl. Haupt⸗Steuer⸗Amt. St. Martin- Kirche. .. . Dekan e — Ze — — — — 
den 26. Dec. Derſelbe 
! Deutſch⸗Kath. Succurſale] - Präb. Grandke Pr. Fromholz = — = — = 
Vom ten Januar 1847 ab beginnt r ee 
a A en 27. Dec. - Drab. 0 Pr F 
der Schaafbock-Verkauf auf der Majo⸗ Damien Kioftertiche. | = Pr. Zemafensti | - Präb. Stamm - | I le — 
5 2 \ 8 5 erſe 
en Kritſch en bei Oels, 3 Br > 27. . i = Pr. ra 
eilen von Breslau. 1 der barmh. Schwefl. . — 155 n 11 
Das Wirthſchafts Amt. . ͤ 7. MI, a — 


